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Als der Präsident der Republik China Li Teng-hui am 1. Mai 1991 das Ende
der Periode der Mobilmachung zur Unterdrückung der (kommunistischen) Re-
bellion (Tung-yüan k'an-luan shih-ch'i) verkündete, hatte dies weitreichende
Folgen. Zum einen wurden die für diese Periode erlassenen „Vorläufigen Rege-
lungen",1 die umfassend in die Struktur der Verfassung von 1947 eingegriffen
und sie partiell außer Kraft gesetzt hatten, nach 43 Jahren2 aufgehoben und
mit dem Ende der ersten Phase der Verfassungsreform auf Taiwan die auto-
ritäre Herrschaft der Kuomintang (KMT) auf Taiwan beendet. Zum anderen
nahm mit diesem ersten Schritt in Richtung auf eine verfassungsmäßige Regie-
rung eine Entwicklung ihren Lauf, deren Bedeutung für die Demokratisierung
in Taiwan nicht hoch genug eingeschätzt werden kann und die auch heute
- nach dem Ende der dritten Phase der Verfassungsreform durch die ersten
* Tung-yüan k'an-luan shih-ch'i hn-shih t'tao-k'uan, hinfort: Vorläufige Regelungen. Ei-
ne deutsche Übersetzung findet sich bei Lasars 1992, S. 154-156.
2Die erste Fassung der VorlReg stammt vom 10. Mai 1948.
8 Axel Schneider
Diiektwahlen des Piasidenten am 23 Maiz 1996 noch nicht abgeschlossen
ist
Die Aufgabe Λ Ο Ι die sich die Veiantweltlichen in Taiwan seit 1991 gestellt
sehen kann kaum komplizieitei voigestellt weiden und ist cluich Melfaltige
\eifassungsiechtliche und außenechtliche Faktoien beeinflußt, die im folgen
den daigestellt und in ihiei Bedeutung fui den Piozeß dei \eifassungsiefoim
analysiert weiden sollen
l Die Verfassung von 1947: Genese und Struk-
tur
Seit Ende des 19 Jahihuneleits ist die Ubeinahme westlichei politischei In
ititutionen mtegialei Bestandteil chinesische! Modemisieiungsbemuhungen
Die Piotagomsten dei 100 Tage Refoimen λοη 1898 sahen angelegt duich
die Ei folge Meiji Japans dab sich beieits 1889 eine \eifassung \oi allem
nach deutschem \oibild gegeben hat te 3 in einei konstitutionellen Regie
lung eine wesentliche Voiaussetzung fui das Wiecleieistaiken Chinas 4 Die
eisten lepubhkamschen \eifassungsentwmfe sahen ein Piasidialsvstem \oi
um einen möglichst staiken Staat schaffen zu können dei keinei pailamen-
tansehen Kontiolle unteiliegen sollte Eist nach dem Rucktntt Sun \at-
sens des eisten Piasidenten dei Republik China und dei Machtübernahme
duich \uan Shih-k ai winde im Maiz 1912 eine Piovisoiische Verfassung
dei Republik China (Chung-hua min-Luo hn-shih ι/ueh-fa) ei lassen die ein
pailamentansches Regieiungssystem voisah das geeignet wai die Macht des
Piasidenten einzuschianken 5 Diese Tendenz dei fiuhen Republikzeit spiegelt
sich auch in den Planen fuhiendei Intellektuelle! und Pohtikei diesei Zeit
wider die ein pailamentansches Regieiungssystem und ein Paiteiens^stem
nach englischem Voibild einfühlen wollten 6 Doch kann dies nicht daiubei
hinwegtauschen daß selbst diese Ubeilegungen darauf abzielten eine staike
Regieiung zu schaffen deien pnmaies Ziel nicht die Realisieiung demokia
tischei Veifassungspnnzipien wai sondein die Staikung Chinas im Kampf
gegen einen ubeimachtigen impeiiahstischen \\esten ' Voi dem Hinteigiund
diesei Entwicklungen erscheint das Uiteil Anchew Nathans angemessen daß
°Beckmann 1957
4
 Reynolds 1993 Chiu Hungdah 1993 S 2 4
5Siehe Miao Ch uan chi 1991 S 49 56 Seine Festsetzung fand dieb im Entwuif der
Veifassung dei Republik China vom Oktober 1913 siehe Miao Ch uan chi 1991 S 202
213 Beide Texte finden sich in englischer Übersetzung in Pan "Wei tung 1945 S 150 169
Vgl Lasais 1993 S 600
6Beispielhaft sei hier auf Chang Shih chao verwiesen dei sich für ein Regierungssystem
nach englischem Vorbild einsetzte Siehe Shen ^ung ch lao 1986
7Nathan 1976
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diese chinesischen Verfassungen primär politischen Zielen und weniger genu-
in juristischen Zwecken dienten und dazu neigten, die Individualrechte des
Bürgers den Interessen eines mächtigen Staates unterzuordnen.8
Die weitere Verfassungsgeschichte verdeutlicht die Tendenz zu einem star-
ken Staat. Neben mehreren Entwürfen, die während der Zeit der Kriegs-
herren (1916-28) nur Makulatur blieben, scheiterte die Bewegung für ein
föderalistisches China, die für einen demokratischen Aufbau Chinas von den
Provinzen aus eintrat und zum Erlaß mehrerer Provinzverfassungen führte,
letztlich am Widerstand der KMT und der Kommunistischen Partei Chinas
(KPC'h), die beide für eine starke Zentralregierung eintraten.9 Auch das po-
litische Programm Sun Yat-sens und daraus abgeleitete Verfassungsentwürfe
verdeutlichen, daß die KMT in den 30er Jahren nicht bereit war, kurzfristig
eine wirkliche, demokratische Partizipation zuzulassen. In den „Grundlinien
für den Aufbau des Staates durch die Nationalregierung" Sun Yat-sens vom
April 1924 sind die wesentlichen Prinzipien niedergelegt, die für die KMT
zum Teil noch bis heute gültig sind. Neben der Verankerung der ,,Drei Volks-
prinzipien" als Ideologie der Partei und Leitlinie des Staates wurden hier die
Grundzüge der Fünf-Gewaltenverfassung (wu-ch'üctn hsien-fa) und eine zeit-
liche Abfolge für deren Einführung festgeschrieben. In einer ersten Phase der
Militärherrschaft (chün-cheng shih-ch'i) sollte die KMT mit Waffengewalt das
Land einen, eine Phase, die mit dem erfolgreichen Nordfeldzug in den Jahren
1926 bis 1928 für abgeschlossen erklärt wurde. Daran schloß sich eine Phase
der politischen Unterweisung (hsiin-cheng shih-ch 'z) an, für die die Erziehung
der chinesischen Bevölkerung zur Demokratie durch die KMT vorgesehen war.
Dieser Prozeß sollte über den Aufbau einer lokalen Selbstverwaltung in den
Kreisen und Provinzen sukzessive auch auf die politischen Institutionen auf
zentraler Ebene ausgedehnt werden und in dem Augenblick zur Phase der
verfassungsmäßigen Regierung (hsien-cheng shih-ch'i) überleiten, da die loka-
le Selbstverwaltung in mehr als der Hälfte aller Provinzen realisiert worden
sei.10 Konkreten Niederschlag fand dieses Programm in den folgenden Jah-
ren in mehreren Organisationsgesetzen der Nationalregierung, in denen die
führende Rolle der KMT festgeschrieben wurde, die sich selbst quasi über den
Staat stellte (mit der Partei den Staat regieren: ι fang chih kuo). Die KMT
vereinte alle Macht - Exekuth'e, Legislative und Judikative - in sich und er-
8Nathan 1985, S. 107-128. Dies bezeichnet Lasars als „Machtfunktion der Verfassung",
siehe Lasars 1993.
9Duara 1993; Waldron 1990. Zu den wesentlichen Protagonisten dieser Bewegung
zählten sogenannte „konservative" Intellektuelle wie Chang Shih-chao. Siehe Shen Sung-
ch'iao 1986.
10Kuo-mm cheng-fu chien-kuo ta-kang. Siehe Miao Ch'üan-chi 1991. S. 313-315. Eine
englische Übersetzung findet sich in Pan Wei-tung 1945, S. 211-213. Zu den „Drei Volks-
prinzipien" (San-rnm chu-ι) siehe Sun Yat-sen 1981.
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klarte ihie Parteiideologie dei Drei Volkspimzipien zui obeisten Leitlinie dei
Republik China n
Gegen diese Paiteidiktalui legte sich in den 30ei Jahien heftigei Widei-
stand dei voi allem aus den Kleinen dei •sogenannten „Libeialen um Hu Shih
kam Sie foideiten mehi Demokiatie und den bofoitigen Eilaß emei Veifas-
sung, die auch fui die KMT bindend sein sollte In Reaktion daiauf eiaibcite-
te die KMT 1936 einen neuen \eifassungsentwuif, dei am 5 Mai \eikunclet
wuide 1J Dei Entwulf sah eine mächtige Nationalveisammlung voi, die im
Veistoß gegen westliche Pimzipien dei Gewaltenteilung die Kontiolle ubei
nahezu alle Verfassungsoigane ausüben sollte Entscheidend wai dabei, daß
diese Nationalversammlung nui alle diei Jahie \om Piasidenten embeiufen
weiden sollte eine Bestimmung, die dem Piasidenten eine enoime Machtfulle
zukommen ließ Eist nach dem Ende des Chinesisch-Japanischen Kneges wm-
den neue Anstiengungen unteinommen Chinas Regieiung duich eine Verfas-
sung zu binden Diese Versuche standen jedoch \on Anfang an untei dem
Einfluß des beginnenden Buigeikneges Auf dei Politischen Konsultatnkon-
feienz, an dei neben dei KMT und dei KPCh auch andeie demokiatische
Kiafte teilnahmen, wuiden am 31 Januai 1946 Leitlinien eines neuen Veifas-
sungsentwuifet. beschlossen die ein pailamentaiibches Regieiungssvstem mit
bundesstaathchen Giundzugen voisahen 13
Diesei Voi schlag wai fui die KMT jedoch nicht akzeptabel die daiauf be-
stand, daß die Giundlimen" ΜΪΏ. 1924 Basis dei \eifassung sein sollten In
einem Gegenentwuif konzipieite sie ein zentialslaatliches jpiasidiales Regie-
luugss^stem, in dem dei Exekutnyuan allein dem Piasidenten \eiantwoithch
sein sollte die Legislatne ubei keine Möglichkeit veifugen sollte, das Kabi-
nett abzubeiufen, und den Piovinzen keine eigenen Veifassungen zugestan-
den wuiden 14 Die KMT wai im folgenden zwai gezwungen Kompiomisse
zu schließen, konnte abei wesentliche Teile ihiei \oischlage in die Verfassung
vom 25 Dezembei 1Q46 embimgen So wuiden , die Leinen, die Di Sun
\at-sen mit dei Giundung dei Republik China hinterlassen hat"15 in die
Piaambel aufgenommen und in Alt l die Diei \olkspimzipien als Giundlage
dei Republik China definiert, ein Giundsatz, dei bis heute Gültigkeit hat
Dei KMT wai es daduich gelungen, ihie Paiteiideologie zui obersten Leit-
11
 Dies spiegelt sich m den „Organisationsgesetzen Hei National!egierung dei Republik
China (Chung hua min-kuo luo mm cheng fu tsu chih fa) von 1925 und 1928 widei Sie
he Miao Ch uan-chi 1991, S 316 317 und 319-325 Für eine englische Ubei Setzung des
Oiganisationsgesetzes von 1928 siehe Pan Wei-tung 1945, S 256 262
12
 Chung hua min kuo hsien fa t& ao an, siehe Miao Ch'uan chi 1991, S 545-563 Eine
englische Übersetzung findet sich in Pan Wei-tung 1945, & 286305 Lasais 1993, S 613-614
Chiu Hung-dah 1993, S 7 8
10
 Cheng chth hsieh shang hui ι hsien ts'ao hsiu hat yuan tse Siehe Miao Ch'uan-chi
1991 S 590-594 Lasais 1993, S 614-615
"Ching Chih-jen 1985 S 443 445, Lasars 1993 S 615
15Hu 1993, S l
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linie des gesamten Regierungssystems zu erheben, wodurch die Verfassung
den Anstrich einer „Parteiverfassung" erhielt. Die in den ,,Grundlinien'' auf-
geführten Strukturen der Fünf-Gewaltenverfassung blieben ebenso erhalten
wie die Lehre von der Trennung der Rechte (ch 'üari) der Bevölkerung und der
Kompetenzen (neng) der Regierung und übten einen entscheidenden Einfluß
auf die Struktur der Verfassung aus.
Sun Yat-sen hatte in dem Versuch, westliche Elemente mit traditionell
chinesischen zu verbinden, neben die drei klassischen Gewalten der Exeku-
tive, Legislative und Judikative noch eine Prüfungs- und eine Kontrollge-
walt gestellt, die er aus der chinesischen Tradition des Zensorats und des
Prüfungsweseus bezog. Der Kontrollyuan sollte neben den Aufgaben eines
Obersten Rechnungshofes die disziplinarische Aufsicht über alle Staatsbeam-
ten führen. Dem Prüfungsyuan gedachte er die Aufgabe zu, in landesweiten
Examina die Beamten auf ihre Qualifikation hin zu überprüfen und für den
Staatsdienst zu rekrutieren. Weiter kompliziert wurde das Sun'sehe Konzept
durch die o.g. Vorstellung von einer Differenzierung der Staatsgewalt in Rech-
te der Bevölkerung und Kompetenzen der Regierung. Sun Yat-sens Anliegen
war es einerseits, die Bevölkerung als obersten Souverän zu definieren, dem di-
rekte Einfluß- und Kontrollmöglichkeiten auf die Regierung in Form von vier
Rechten (ssu ch'üan- Wahl, Abwahl, Initiative, Referendum) als Ausdruck
seiner politischen Gewalt (cheng-ch'üan) eingeräumt werden sollten. Ande-
rerseits strebte er eine starke Exekutive an, die, hatte sie einmal das Mandat
erhalten, über die fünf Gewalten ihre Regierungsgewalt (chih-ch 'üan) ausüben
sollte. Durch diese Einführung basisdemokratischer Elemente hoffte Sun, das
westliche parlamentarisch-repräsentative System noch verbessern zu können
bei gleichzeitiger Wahrung einer starken, handlungsfähigen Regierung.16 Als
Ergebnis dieser Vorgaben entstand eine Verfassungsstruktur, die sieben Ver-
fassungsorgane vorsah und die - wenn auch nicht ohne Einschränkungen - in
ihren Grundzügen als parlamentarisches System bezeichnet werden kann.1'
Grundsätzlich können zwei direkt demokratisch legitimierte Blöcke inner-
halb der Verfassung festgestellt werden: Nationalversammlung und Legisla-
tivyuan. Die wichtigsten Aufgaben der Nationalversammlung, die als Re-
präsentantin der politischen Gewalt der Bevölkerung für diese stellvertretend
die vier Rechte von Wahl, Abwahl, Referendum und Initiative ausübt, sind die
Wahl des Präsidenten und seines Stellvertreters sowie die Änderung der Ver-
fassung (Art. 25, 27). Die Nationalversammlung wird auf sechs Jahre in allen
Kreisen und Städten gewählt und umfaßt auch Vertreter der nationalen Min-
derheiten (Art. 26). Sie tagt 90 Tage vor Ablauf der Amtszeit des Präsidenten
und kann zu Sondersitzungen einberufen werden, wenn mindestens 40 Prozent
der Delegierten dies beantragen bzw. wenn ein Amtsenthebungsverfahren ge-
10Heuser 1993, S. 661.
17
 Siehe hierzu Schaubild Nr. 1. Alle Zitate stammen aus Hu 1993.
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gen den Präsidenten eingeleitet werden soll oder eine Verfassungsänderung
vom Legislativyuan vorgelegt wird (Art. 30).
Der von der Nationalversammlung für sechs Jahre gewählte Präsident
ist Staatsoberhaupt, Repräsentant im Ausland sowie Oberbefehlshaber der
Streitkräfte (Art. 35, 36) und kann einmal wiedergewählt werden (Art. 47).
Er beruft die Beamten und verkündet Gesetze, ist hierfür jedoch auf die Ge-
genzeichnung durch den Vorsitzenden des Exekutivyuan18 bzw. die Minister
angewiesen (Art. 37). Er schließt völkerrechtliche Verträge, erklärt Krieg
und Frieden (Art. 38), gewährt Amnestien und Begnadigungen (Art. 40),
kann Notverordnungen erlassen und das Kriegsrecht verhängen (Art. 43, 39),
wofür er nachträglich die Zustimmung des Legislativyuan einholen muß. Im
Geflecht der fünf Regierungsgewalten übernimmt er im Falle eines Konflikts
die Aufgabe eines Vermittlers (Art. 44). Der Legislativyuan wird als das
höchste gesetzgebende Organ definiert (Art. 62). Anders als die National-
versammlung tagt er regelmäßig und wird alle drei Jahre gewählt (Art. 65,
67). Seine wesentliche Aufgabe ist die Verabschiedung von Gesetzen und des
Etats. Dieser wird vom Exekutivyuan eingebracht und darf vom Legislati-
vyuan nicht erhöht werden (Art. 70, 72).
Schaubild l - Verfassungsstruktur von 1947
Provinzversaramlungen, Stadträte der
regierungsunmittelbaren Städte
Wahlvolk
18Aufgrund der besonderen, noch zu schildernden eingeschränkten Kompetenzendes Vor-
sitzenden des Exekutivyuan im Verhältnis zu den anderen Yuan wird hier nicht die sonst
gängige Bezeichnung „Premierminister" gewählt. Siehe Heuser 1993, S. 663.
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Der Exekutivyuan wird als das höchste Exekutivorgan definiert (Art. 53, 54).
Sein Vorsitzender ist Regierungschef und ist in dieser Funktion mit der Bil-
dung der Regierung beauftragt, die der Präsident dann auf seine Empfehlung
hin ernennen muß (Art. 56). Der Vorsitzende selber wird vom Präsidenten
ernannt, muß aber vom Legislativyuan bestätigt werden (Art. 55), dem er
auch verantwortlich ist (Art. 57). Anders als in parlamentarischen Systemen
üblich, dürfen jedoch \veder die Mitglieder des Exekutivyuan Abgeordnete
im Legislativyuan sein (Art. 75) noch verfügt der Legislativyuan über die
Möglichkeit, die Regierung direkt durch ein konstruktives Mißtrauensvotum
abzuberufen. Der Legislativyuan kann, wenn er „mit der Handlungsweise" des
Exekutivyuan nicht einverstanden ist, diesen zwar um eine Änderung dersel-
ben ersuchen. Beharrt der Regierungschef mit Zustimmung des Präsidenten
jedoch auf seinen Positionen und weist der Legislativyuan in folgender Bera-
tung dies mit Zweidrittelmehrheit zurück, dann muß der Regierungschef ent-
weder in der Sache nachgeben oder zurücktreten (Art. 57 Abs. 2). M.a.W.:
der Regierungschef kann jederzeit dadurch, daß er den Forderungen des Legis-
lativyuan nachgibt, einem drohenden Rücktritt ausweichen und ist so de facto
nicht direkt absetzbar. Daneben stehen in der Fünf-Gewaltenverfassung noch
der Judikativ-, der Kontroll- und der Prüfungsyuan. Der Kontrollyuan ist
das dritte demokratisch legitimierte Verfassungsorgan. Seine Kompetenzen
umfassen Elemente, die in \vestlichen Demokratien auf das Parlament und die
Rechnungshöfe verteilt sind (Zustimmung zu Beamtenernennungen, Amtsent-
hebung, Diszipliiiarangelegenheiten und Rechnungsprüfung, Art. 90). Er wird
von den Parlamenten auf Provinzebene und von Vertretern der Auslandschi-
nesen gewählt (Art. 91) und hat das Recht, die vom Präsidenten ernannten
Mitglieder des Judikativ- und des Prüfungsyuan zu bestätigen. Der Judikati-
vyuan ist das höchste Rechtsprechungsorgan des Staates. Er ist verantwort-
lich für zivil-, straf- und verwaltungsrechtliche Verfahren (Art. 77) und hat
das Recht, in einem Rat der Oberen Richter die Verfassung auszulegen (Art.
78). Der Prüfungsyuan führt die zentralen Beamtenexamina durch und ist
mit Fragen der Beamtenbesoldung und Pensionierung befaßt (Art. 83, 85).
Die Mitglieder des Judikativ- und des Prüfungsyuan werden vom Präsidenten
unter Zustimmung des Kontrollyuan ernannt (Art. 79, 84).
Insgesamt ist dieses Verfassungssystem als ein Mischsystem aus präsidialen
und parlamentarischen Elementen zu bezeichnen, wobei letztere überwiegen.
Der Vorsitzende des Exekutivyuan ist zwar Regierungschef und höchste exe-
kutive Macht des Staates, kann jedoch nur schwer vom Legislativyuan gestürzt
werden und gehört zudem nicht dem Legislativyuan an. Der Präsident dage-
gen ist über die Nationalversammlung, unabhängig von Legislativyuan und
Exekutivyuan, demokratisch legitimiert. Er verfügt zwar über keine der klas-
sischen exekutiven Kompetenzen; mit dem Recht, Notverordnungen und das
Kriegsrecht zu erlassen, kann er jedoch weit mehr Macht ausüben, als dies bei
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Präsidenten in rein parlamentarischen Systemen dei Fall ist In Kusenzeiten
fallt ihm somit die Rolle einer „zweiten Exekutive" zu, die er in den Jahren
nach Erlaß der Verfassung auch weitreichend nutzen sollte lq
Dieses Mischsystem ist durch eine Reihe von Problemen gekennzeichnet,
die sein Funktionieren von Beginn an in Frage stellten So fehlt es m der
Verfassung an Bestimmungen ubei die Kompetenzaufteilung zwischen den
einzelnen Regierungsgewalten Die Verfassung ist durch ein beziehungsloses
Nebeneinander der Gewalten gekennzeichnet, da^ zwangsläufig zu Konflikten
fuhren mußte 20 Weiteren Zündstoff birgt die Rolle dei Nationalversamm-
lung in sich Konzipieit als Repräsentant basisdemokratischer Grundrechte
des Volkes - ein Widerspruch in sich - und ausgestattet mit der Kompetenz
der Verfassungsandeiung und Präsidentenwahl, wnd sie zu dem Verfassungs-
organ, das mehr als alle anderen die Veifa^sungsoiclnung und Kontinuität
der Republik China repiasentiert Zwai tendiert die Verfassung von 1Q47
eher zu einem parlamentarischen System, doch sind bereits hier die Kei-
me der heute in Taiwan virulent gewoidenen Spaltung des politischen Sy-
stems angelegt, da dem Präsidenten und der Nationalversammlung auf der
einen Seite der Exekutn yuan und der Legislativ\ u an auf der anderen Sei-
te ohne klaie und funktionale Ivompetenzabgienzung und gegenseitige Kon-
trollmoghchkeiten gegenubeistehen
2 Die Verfassuiigspraxis auf Taiwan nach 1949
Bereits kurz nach Inkrafttreten der Verfassung am 25 Dezember 1947 wur-
de aufgrund des Burgerkrieges die vorgesehene Regierungsstiuktur geändert
Noch bevor der erste Präsident nach dem neuen Verfahien am 20 Mai 1948
von der ersten Nationalversammlung gewählt werden konnte, wurde die Ver-
fassungsstruktur durch die „Vorläufigen Regelungen" vom 18 April 1948
entscheidend verändert 22 Da man die Verfassung nicht kurz nach Erlaß
verandern und so ihr Ansehen beschädigen wollte, wurden die Vorlaufigen
Regelungen erlassen, die, ursprünglich nur gedacht als Erweiterung der Not-
standsbefugnisse des Präsidenten, im Laufe dei Jahre immer weitere Teile der
Verfassung außer Kraft setzten bzw in diese eingriffen 23
Der Präsident wurde ermächtigt, Notstandsveroidnungen zu erlassen, die
der Legislativyuan nur noch mit zwei Drittel der Stimmen ablehnen konnte
19Tiankmann 1995
20Heuser 1993, & 662-663
21Tien Hung-mao 1989, S 156
22Die Vollaufigen Regelungen traten am 10 Mai 1948 in Kiaft Chiu Hungdah 1993, S
14-16 Dei chinesische Text findet sich in Miao Ch'uan-chi 1991, & 641-646 Eine deutsche
Übersetzung findet sich bei Lasars 1992, S 154-156
23
 Siehe Weng 1978, S 535-564
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(Art l, 2, VorlReg). In der Folgezeit kamen weitreichende Veränderungen
hinzu: die Beschränkung der Wiederwahl des Präsidenten wurde aufgehoben
(Art. 3 VorlReg); er wurde ermächtigt, spezifische Organe jenseits der Ver-
fassung ins Leben zu rufen, die politische Grundsatzentscheidungen für die
Periode der Mobilmachung fällen sollten (Art. 4 VorlReg); er wurde befugt,
die Personalverwaltung der Exekutive umzugestalten (Art. 5 VorlReg), und
er wurde als einziger ermächtigt, das Ende der Periode der Mobilmachung
zu verkünden (Art. 10 VorlReg). Parallel zur Erweiterung der Kompetenzen
des Präsidenten wurde die Sitzungsperiode der zentralen Vertretungsorgane
verlängert. Im Januar 1954 beschloß der Rat der Obersten Richter anläßlich
der auslaufenden Sitzungsperiode der zentralen Repräsentativorgane in seiner
Interpretation Nr. 3l,24 den Legislativyuan und Kontrollyuan so lange tagen
zu lassen, bis eine Wiederwahl in ganz China möglich sei. In den Folgejahren
ab 1969 wurden dann für das tatsächliche Gebiet der Republik China auf Tai-
wan lediglich Ergänzungswahlen abgehalten, um dem Bevölkerungszuwachs
und der zunehmenden Verwaisung der Parlamente durch Auswanderung oder
Tod Rechnung zu tragen (Art. 6 VorlReg).25
Schaubild 2: Verfassungspraxis auf Taiwan bis 1990/91
' rovinzversammlungen, Stadtrate der
regierungsunmittelbaren Städte
S\
wk 1t
L. Wahlvolk
24Miao Ch'üan-chi 1991, S. 655. Deutsche Übersetzung in Lasars 1992, S. 156.
25Weng 1978.
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Diese Eingriffe veränderten - zusatzlich zur Einschränkung der bürgerlichen
Freiheitsrechte duich das Kriegsrecht - die Verfassungspiaxis in der Republik-
China giundlegend (siehe Schaubild 2) Der Präsident richtete Ende der 60ei
Jahre den Nationalen Sicherheitsrat und das Personalveiwaltungsburo des
Exekutivyuan ein (Art 4, 5 YoilReg) Im Nationalen Sicherheitsiat saßen
ex officio clei Präsident, dei Regierungschef und ihre Stellvertieter, wichtige
Minister (Verteidigung, de.s Äußeren, Finanzen, Wirtschaft) und der General-
stab.schef In diesem Organ, dem der Piasident voisaß, konnten alle wichtigen
Entscheidungen konzentriert und der Kontrolle des LegiJatn yuan entzogen
werden Die Verlangeiung dei Sitzungsperiode der zentialen Vertretungsorga-
ne diente voi allem dem Zweck, den Allemveitietungsanspruch der Republik
China dem Festland gegenüber zu legitimieren, da eine Wiedenvahl allein auf
taiwanesischem Territorium dem Eingeständnis gleichgekommen waie, daß
dei Herrschaftsanspruch sich nicht mehr auf das Festland erstieckt hatte
Die o g Veianderungen der Verfassuiigsstmktm führten in Veibindung
mit dei strikten Kontrolle der zentralen Vertretungsoigane durch die Partei-
zentrale dei KMT dazu, daß die Bevölkerung lange Zeit von der demokrati-
schen Partizipation aul zentraler Ebene ausgeschlossen \\uide Erst ab Anfang
dei 70er Jahre foimierte sich tiotz der zunehmenden Öffnung dei KMT für
Taiwanesen immei heftigerei Widerstand gegen ehe autontare Heirschaft, dei
mit Forcierungen nach clei Unabhängigkeit Taiwans und nach Demokiatisie-
rung auftrat Jü Ausgelost duich die außenpolitische Isolierung der Republik
China nach dem UNO-Austritt und dem Abbruch der diplomatischen Bezie-
hungen mit den USA sowie duich die Veigreisung clei zentralen Veitretungb-
organe und die Entstehung neuer, reformonentierter Mittelschichten, leitete
Chiang Chmg-kuo 1<-)86 den demokratischen Reformprozeß auf Taiwan ein, um
dei schwindenden Herrschaftslegitimation der KMT entgegenzuwirken Wich-
tigste Aufgabe im Verlauf dieses Demokratibierungsprozesses war die Frage,
wie die zentralen Vertretungsorgane für Wahlen geöffnet werden konnten und
welches Regierungsbystem angenommen werden sollte Hier standen die be-
teiligten Parteien und Wissenschaftler von Beginn an voi einem Dilemma
Einerseits bedeutet die Aufhebung der Vorläufigen Regelungen die Ruckkehl
zur überwiegend parlamentarischen Verfassung von 1947 Andererseits hatte
sich in über 50 Jahren Verfassungspiaxis auf Taiwan ein Regierungssystem
eingespielt, das eindeutig präsidiale Zuge trug Wie die politischen Akteure
mit welchen Interessen und Zielen versuchten, dieses Dilemma zu losen, und
zu welchen Ergebnissen dies führte, wird im folgenden geschildert
26Remhaidt 1989, Tien Hung-rnao 1989
3 Die Verfassuiigsreformen in der Republik
China auf Taiwan, 1990-1994
Die Konferenz für Nationale Angelegenheiten
Nachdem Li Teng-hui im Januar 1988 die Präsidentschaft nach Chiang Ching-
kuob Tod übernommen hatte und sich im folgenden auch als Parteivorsit-
zender der K M T durchsetzen konnte, stellte sich die Machlfrage im Febru-
ar 1990 anläßlich der Wiederwahl des Präsidenten mit aller Schärfe. Im
Verlauf der Auseinandersetzungen zwischen Li und der sogenannten Anti-
Hauptströmungsgruppe der KMT (Fei chii-hu-p'ai) um Li Huan, Hao Po-
ts'un, Lin Yang-kang, die mit einem eigenen Kandidatengespann für das Prä-
sidentenamt die Partei zu spalten drohten, versuchte die alte, noch 1947 auf
dem Festland gewählte Nationalversammlung die Gunst der Stunde zu nutzen
und ihre Macht auszuweiten. Gegen diese Pläne regte sich in der Bevölkerung
heftiger Widerstand, der im März 1990 zu Massendemonstrationen der Stu-
denten vor der Chiang Kai-shek-Gedächtnisstätte führte. Zu den wichtigsten
Forderungen der Demonstranten zählten die demokratische Wahl der zentra-
len Vertretungsorgane und die Einberufung einer „Konferenz für nationale An-
gelegenheiten" (Kuo-shth htn-i), um im Gespräch mit allen gesellschaftlichen
Kräften zu einem Konsens über weitere politische Reformen zu gelangen.2'
Nachdem sich Li Teng-hui gegen die innerparteiliche Opposition durchge-
setzt hatte und zum Präsidenten gewählt worden war, kündigte er die Einbe-
rufung einer solchen Konferenz für den Sommer 1990 an. Zum einen hoffte
er auf diese Weise, den Forderungen der Studenten entgegenzukommen, zum
anderen zeichnete sich schon bald ab, daß Li ein temporäres Bündnis mit der
moderaten Formosa-Faktion (Mei-h-tao-hsi) der Demokratischen Fortschritts-
partei (DFP) gegen seine innerparteilichen Gegner schließen wollte. Noch im
März traf sich Li mit Huang Hsin-chieh und Chang Chün-hung, dem Vorsit-
zenden bzw. Generalsekretär der DFP, und kündigte die Aufhebung der Vor-
läufigen Regelungen an. Als dann am 26. Juli 1990 die Konferenz für Natio-
nale Angelegenheiten einberufen wurde, wurden führende Vertreter der Anti-
Hauptströmungsgruppe wie Li Huan von der Teilnahme ausgeschlossen.28
Bevor jedoch auf der Konferenz die anstehenden Fragen der Reform des
politischen Systems diskutiert werden konnten, beschloß der Rat der Ober-
sten Richter des Judikativyuan die Verfassungsinterpretation Nr. 261, die
eine erste grundlegende Weichenstellung für den Verlauf der Verfassungsre-
27Siehe hierzu im Detail Nieh 1990; Ling, Myers 1992; Chiu Hungdah 1990; Feldman
1991; Ch'en Pi-ch'ao 1992. So verlangte die Nationalversammlung, daß sie einmal pro
Jahr tagen sollte, forderte das Recht, über vom Legislativyuan bereits beschlossene Gesetze
abstimmen sowie eigene Gesetze einbringen zu dürfen und begehrte eine Erhöhung der
Abgeordnetendiäten.
28Robinson 1990, S. 23-35; Chma aktuell, Mai 1991. S. 298; Chiu-shth nien-tai, 1990:5,
S.39 ff.; Chtu-shih men-tai, 1990:7. S. 48-49.
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form darstellt. Die Richter beschlossen, daß die 1954 vom Rat der Obersten
Richter getroffene Verfassungsinterpretation Nr. 31 nicht mehr anzuwenden
sei und die alten, noch auf dem Festland gewählten Abgeordneten bis zum 31.
Dezember 1991 zurückzutreten hätten. Darüber hinaus beschloß der Rat, daß
bei den abzuhaltenden Neuwahlen zusätzlich zu den Vertretern der einzelnen
Wahlkreise Abgeordnete zu wählen seien, die das ganze Land repräsentieren
(ch'üan-kuo ριι-fen-ch'ü tai-piao).~& Mit dieser Interpretation wurde der er-
ste wichtige Schritt in Richtung auf die vollständige Neuwahl der zentralen
Vertretungsorgane getan.30
Auf der Konferenz für Nationale Angelegenheiten, die vom 28. Juni bis
6. Juli 1990 in Taipei abgehalten wurde und an der Vertreter aus Regierung,
Parteien, Wissenschaft, Wirtschaft, Gesellschaft und Studentenschaft teilnah-
men, wurde zu folgenden fünf zentralen Problemfeldern des demokratischen
Reformprozesses ein Konsens gesucht, der jedoch letztlich minimal ausfiel: 1)
Reform der zentralen Vertretungsorgane, 2) Frage der Präsidentenwahlen, 3)
Frage der lokalen Selbstverwaltung, 4) Frage des Modus der Verfassungsre-
form und 5) Problem der Festlandpolitik.31
Übereinstimmung konnte lediglich in drei Punkten erzielt werden: Alle
Teilnehmer waren der Auffassung, daß bei der Neugestaltung der Beziehun-
gen zum Festland die Sicherheit und Interessen der Bevölkerung Taiwans im
Vordergrund stehen sollten. Zudem herrschte Übereinstimmung dahingehend,
daß die Vorläufigen Regelungen aufgehoben und die in der Verfassung vorge-
sehene lokale Selbstverwaltung (ti-fang tzii-chih) auf Taiwan durch die Direkt-
wahl des Provinzgouverneurs und der Bürgermeister der beiden regierungs-
unmittelbaren Städte Kaohsiung und Taipei, die lange Jahre unterbunden
worden war, endlich abgeschlossen werden sollte.
In allen anderen Punkten, die den Modus der Verfassungsreform und das
anzustrebende Regierungssystem betrafen, wurden unterschiedliche Positio-
nen vertreten. Umstritten war von Anfang an die Frage, ob die alte National-
versammlung von 1947 legitimiert sei, über die Reform der Verfassung zu ent-
scheiden. Hierzu wurden auf der Konferenz die unterschiedlichsten Meinungen
vertreten. Während die Mehrheit der Teilnehmer dafür plädierte, erst nach
der Neuwahl der zentralen Vertretungsorgane diese eine Reform durchführen
zu lassen, fanden sich auch Befürworter 1) einer speziellen, vom Präsidenten
auf der Grundlage seiner Notstandsbefugnisse einzuberufenden verfassungsge-
benden Nationalversammlung, 2) Befürworter einer Verfassungsreform durch
die alte Nationalversammlung und 3) Vertreter einer Reform in zwei Schrit-
ten, bei der die alte Nationalversammlung durch eine provisorische Verfas-
29Den chinesischen Text siehe Chung-yang jih-pao (CYJP) vom 23.6.1990. Eine deutsche
Übersetzung findet sich bei Labars 1992, S. 157.
30Siehe Lasars 1992. S. 145-147.
31
 Eine detaillierte Aufstellung aller diskutierten Themen und der unterschiedlichen
Standpunkte findet sich in der CYJP vom 6.7.1990, S. l und 7.
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sungsänderung die formalen Voraussetzungen für eine Reform durch die neu
zu wählenden zentralen Vertretungsorgane schaffen sollte.32
Einer weiterer Streitpunkt war die Frage, ob die bestehende Verfassung
reformiert werden solle (hsiu-hsien) oder ob eine neue Verfassung zu erlassen
sei (chih-hsien). Während die KMT aus Gründen der verfassungsrechtlichen
Kontinuität für eine Überarbeitung plädierte, trat die Opposition für den
Erlaß einer neuen Verfassung ein. Doch auch innerhalb der Parteien wur-
den divergierende Ansichten vertreten. In der KMT gab es sowohl Stimmen
für eine Überarbeitung des Verfassungstextes als auch für eine Verfassungs-
ergänzung nach dem amerikanischen Amendment-Prinzip. Letztere konnten
sich letztlich mit dem Argument durchsetzen, daß die Verfassung die Kon-
tinuität der Republik China repräsentiere und daher von einem Eingriff in
ihren Text abzusehen sei. Unterstützt wurde dies durch die Befürchtung, daß
eine Änderung des Textes von der VR China als Schritt in Richtung auf die
Unabhängigkeit betrachtet werden und zu Spannungen führen könnte. Die
Formosa-Faktion der DFP dagegen optierte für ein Einfrieren der Verfassung
von 1947 und den Erlaß einer ,,Großeii demokratischen Charta" als Kompro-
miß, da so einerseits die Republik China weiter Bestand haben würde und
andererseits ein verfassungsrechtlicher Neuanfang möglich wäre. Die Neue-
Strömung-Faktion (Hsin ch'ao-hu-hsi) der DFP dagegen hatte schon früher
für den Erlaß einer Verfassung der Republik Taiwan und damit für eine for-
melle Unabhängigkeitserklärung plädiert.33
Deutlicher noch werden die Unterschiede der verschiedenen politischen
Kräfte in der zentralen Frage des zukünftigen Regierungssystems. Prinzi-
piell standen hier drei Themen zur Diskussion: Die Entscheidung über 1)
die Frage, ob ein parlamentarisches oder ein präsidiales Regierungssystem
einzuführen sei, 2) die Frage der Anzahl der Verfassungsorgane, d.h. Drei-
Gewalt enverfassung nach westlichem Vorbild oder Fünf-Gewaltenverfassung
nach Sun Yat-sen, sowie 3) das Problem der Präsidentenwahl und damit ver-
bunden Existenz und Status der Nationalversammlung.
Zwar gab es in der DFP auch Stimmen, die für ein parlamentarisches Re-
gierungssystem eintraten, doch sind die offiziellen Entwürfe der DFP, allen
voran die „Große demokratische Charta", durchweg durch ein präsidiales Sy-
stem mit drei Gewalten und einem direkt vom Volk gewählten Präsidenten
gekennzeichnet.34
32Siehe CYJP vom 6.7.1990. S. 7. Kuo-chia cheng-ts'e yen-chiu chung-hsin, 1991, S.
141. Der letzte Ansatz, der auf der Konferenz eigentlich nur von einer Minderheit vertreten
worden war, konnte sich innerhalb der KMT letztlich durchsetzen.
33
 Chung-kuo shih-pao vom 8.6.1990, zitiert nach Lasars 1992, S. 136-139. Zum „Grundge-
setz der Republik Taiwan'1 und zur „Großen demokratischen Charta" siehe Kao Yung-kuang
1991, S. 43-63, 93-106.
Siehe Schaubild 3, das die Verfassungsstruktur der „Großen demokratischen Charta"
darstellt.
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Schaubild 3: Verfassuiigseiitwurf der DDP mit einer Drei-
Gewaltenstruktur
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In dei KMT spiach sich die Hauptstiomungsgiuppe um Li Teng-hui fui die
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Andeiung dei Veifassungsstiuktui von 1947 zum Teil sogai beieit, eine Drei-
Gewaltenveifassung einzuführen,35 um eine klaie Entscheidung fui ein pai-
lamentaiisches Regieiungssystem zu eiwiiken Eng vei knüpft mit diesen
Diffeienzen wai die Fiage dei Piasidentenwahl und dei Stellung dei Natio-
nalveisammlung Befuiwoitei einei mdnekten Wahl des Piasidenten duich
die Nationalversammlung, wie dies die Verfassung von 1947 \Oisah, stiit-
ten sich dambei, ob man dei Nationalveisammlung die Rechte dei Initia-
tive und des Refeiendums laut Verfassung belassen odei ob sie auf ein i ei-
nes Wahlmanneigremium fui die Piasidentenwahl leduzieit weiden solle
Dagegen standen Befuiwoitei einei Dnektwahl des Piasidenten duich die
35Ein Beispiel fui einen Befurwoiter der Diei Gewaltenveifabsung aus den Reihen dei
Anti-Hauptstiomungsgruppe ist Chao Shao-k ang clei spateie Mitbegiundei der Neuen
Partei Chinas (China New Party CNP) Siehe ΟΛ JP vom 30 6 1990
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Bevölkerung, die mehrheitlich für eine Stärkung des Präsidenten eintraten
und dies mit der Mehrheitsmeinung der Bevölkerung zu legitimieren suchten
(siehe Schaubild 4).36
Schaubild 4: Verfassungsentwürfe mit einer Fünf-Gewaltenverfas-
sung
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Die erste Phase der Verfassungsreform
Schon bald nach dem Ende der Konferenz zeigte sich, daß das Hauptziel,
einen weitreichenden gesellschaftlichen Konsens in Fragen der Verfassungs-
reform herzustellen, nicht erreicht worden war. Der Minimalkonsens, die
Vorläufigen Regelungen aufzuheben und eine Neuwahl der zentralen Vertre-
tungsorgane herbeizuführen, der durch die Verfassungsinterpretation des Rats
der Obersten Richter schon vorgegeben war, wurde nur noch durch den Be-
schluß ergänzt, die lokale Selbstverwaltung auf Taiwan zu realisieren. Doch
bereits die nächsten Schritte der KMT nach dem Ende der Konferenz erfolg-
ten ohne vorherige Rücksprache mit den ehemaligen Gesprächspartnern. Am
36Umfragen hatten ergeben, daß 47% der Bevölkerung für eine Direktwahl des
Präsidenten optierten, während nur 23% für eine Wahl durch die Nationalversammlung
eintraten. Siehe CYJP vom 3.7.1990.
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20 Juli 1990 wurde eine ,,Planungsgruppe für die Verfassungsreform" (hsten-
cheng kai-ko ts'e-hua hsiao-isu) mit mehreien Untergruppen eingerichtet, in
der neben engen Veitrauten Li Teng-huis überwiegend altere Vertretei der
Anti-Hauptstromungsgiuppe der K M T saßen 3'
In den folgenden Monaten wurden \on dieser Gruppe Voischlage für den
Verlauf der ersten Phase der Verfassungsrefoim erarbeitet, die dann im Janu-
ar vom Generalsekretär dei KMT Sung Ch'u-vu in fünf Punkten zusammen-
gefaßt wurden 1) Wahiung dei Rechtskontmuitat (fa-t'ung) der Republik
China, 2) Festhalten an der Wiedeiveremgung Chinas, 3) Festhalten an der
grundlegenden Struktur der Fünf-Gewaltemerfassung, 4) Duichfuhrung emei
Reform der Verfassung und kein Ei laß emei neuen Verfassung und 5) Ver-
fassungsieform durch ergänzende Artikel und nicht durch eine Änderung des
Verfassungstextes 38 Nachdem sich die Anti-Hauptstromuiigsgruppe mit ih-
len Voi schlagen einer Verfassungsieform duicli die alte Nationalversammlung
nicht hatte durchsetzen können,3'1 wurden Ende März 1991 von der KMT
konkrete Reformschritte beschlossen und \\ ahrencl clei Tagung clei National-
versammlung am 25 April 1991 förmlich verabschiedet Mit dem Ende dei
Periode dei Mobilmachung zui Unterdrückung der (kommunistischen) Re-
bellion am l Mai 1991 tiaten zehn Ergänzende Artikel zm Veifassung dei
Republik China m Kiaft 40 Der wesentliche Inhalt dieser Ergänzenden Aiti-
kel laßt sich in 4 Punkten zusammenfassen
1) Die zentralen Vertretungsorgane werden bis zum 31 12 1991 (Nationalver-
sammlung) bzw bis um 31 l 1993 (Legislativ yuan) neu gewählt Die Dele-
gierten setzen sich aus direkt in den Wahlkieisen gewählten Kandidaten und
über Parteilisten zusammen (Art l, 2, 5 ErgArt) Letztere repräsentieren
das ganze Land bzw im Ausland ansässige Staatsburger der Republik China
(Art l § 3, 4 ErgArt) Die neugewahlte Nationalversammlung muß binnen
dieier Monate zu Beratungen über den zweiten Schritt der Verfassungsreform
einberufen werden (Art 6 ErgArt)
2) Die präsidialen Notstandsrechte werden aus den Vorlaufigen Regelungen
übernommen Neu ist lediglich, daß der Legislativ^uan innerhalb \·οη zehn
Tagen über die Notstandsveroidnungen zu entscheiden hat (Art 7 ErgArt).
3) Gesetze aus der Zeit der Vorläufigen Regelungen bleiben - sofern ih-
re Überarbeitung bis zum Ende der Periode dei Mobilmachung zur Unter-
druckung der (kommunistischen) Rebellion nicht abgeschlossen werden kann
3
' Zur Oiganisation und Aufgabenveiteilung mneihalb der Planungsgiuppe fui die Vei-
fassungsiefoim siehe CYJP vom 22 7 1990 Eine Analyse des politischen Hinteigrundes dei
Mitglieder findet sich bei Wu Yang-ho 1991, S 37-39
38C^JP vom 23 l 1991 sowie Wu Yang-ho 1991, S 27
°
9CYJP vom 30 l 1991 sowie Wu Yang-ho 1991, S 27, 29
40
 Chung-hua mm kuo hsien-ja tstng hsiu i'iao-wen, hinfoit Ei ganzende Artikel Eine
deutsche Übersetzung findet sich bei Heuser 1993, S 667-669 Den chinesischen Ongmaltext
siehe bei Hsieh Jui-chih 1993, S 75-80
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- bis zum 31.7.1992 in Kraft (Art. 8 ErgArt).
4) Die Organe des Nationalen Sicherheitsrats, des Nationalen Sicherheitsbüros
und des Personalverwaltungsamts des Exekutivyuan, die auf Grundlage der
Notstandsverordnungen in den 60er Jahren eingerichtet worden waren, wer-
den übernommen und müssen in ihrer Organisation durch ein Gesetz bis zum
31.12.1993 bestimmt werden (Art 9 ErgArt).
Mit diesen Bestimmungen wurde das Problem der Neuwahl der zentralen
Vertretungsorgane zwar gelöst und somit eine der wichtigsten Forderungen der
Opposition nach demokratischer Partizipation erfüllt, doch wurden gleichzei-
tig Strukturen aus der Zeit der Vorläufigen Regelungen in die Ergänzenden
Artikel übernommen, die im Widerspruch zur ursprünglichen Verfassung ste-
hen und für deren Festschreibung - so die Kritiker - die Nationalversammlung
nicht legitimiert war.41
Die zweite Phase der Verfassungsreform
Mit dem Abschluß der ersten Phase der Verfassungsreform war jedoch noch
keinerlei Entscheidung über den Charakter des zukünftigen Regierungssy-
stems gefällt. Die Auseinandersetzungen sowohl innerhalb der KMT als auch
ZAvischen KMT und DFP über das zukünftige Regierungssystem und den na-
tionalen bzw. internationalen Status der Republik China auf Taiwan, der
mit dieser Frage aufs engste verknüpft ist, prägte die Folgezeit bis zum Erlaß
weiterer acht Ergänzungsartikel im Mai 1992.
Im August, verabschiedete die DFP einen ,,Entwurf einer taiwanesischen
Verfassung'', der durch seinen Namen, die Definition des angestrebten Staa-
tes und seines Territoriums sowie das entworfene Regierungssystem verdeut-
lichte, daß die DFP immer stärker auf ein völkerrechtlich souveränes und
unabhängiges Taiwan hinarbeitete. Inhaltlich knüpfte dieser Entwurf an
die ,,Große demokratische Charta" des Vorjahres an und entwickelte ein
Präsidialsystem nach amerikanischem Vorbild. Neu war das entschiedene Ein-
treten für einen Staat „Republik Taiwan", dessen Territorium sich nur auf die
de facto bisher von der Republik China auf Taiwan kontrollierten Gebiete
einschließlich Chin-men und Ma-tsu beschränken sollte.42
Gleichzeitig wurde in der KMT die Auseinandersetzung um die zukünftige
Linie fortgesetzt, die, um einen allzu offensichtlichen Bruch zu vermeiden, im
Mai 1992 mit der Ausklammerung wichtiger Entscheidungen vertagt wur-
de. Auf zahllosen Sitzungen der Planungsgruppe für die Verfassungsreform
zwischen August 1991 und März 1992 wurden die Fragen des Regierungssy-
stems und des Modus der Präsidentenwahl kontrovers diskutiert. Grundte-
41
 Siehe Leng. Lin 1993. S. 805-839; Lasars 1992, S. 150-153.
42Vgl. Tzu-h chou-pao vom 6.9.1991. Zum „Entwurf einer taiwanesischen Verfassung",
der die „Große demokratische Charta" im August 1991 ablöste und fortsetzte, siehe Kao
Yung-kuang 1991, S. 155-173. Eine deutsche Übersetzung findet sich bei Heuser 1993, S.
672-682.
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noi dei Empfehlungen dei Planungsgiuppe wai die Beibehaltung dei Funf-
Gewaltenveifassung bei gleichzeitigei Neubestimmung dei Beziehung zwi-
schen Piasident und Regieiungschef mit dem Ziel, eine klaieie Kompetenz-
abgienzung zu erieichen Die Mehiheit dei Mitglied« dei Planungsgiuppe
spiach sich gegen ein Kabmettsvstem und fui die Bewahiung des chinesi-
schen Mischsystemb aus, wie es in dei \eifassung ΛΟΙΙ 1947 angelegt woiden
w a i 4 3
Zwai wuide die Hauptstiomungsgiuppe dei KMT duich die Wahlen zui
Nationalversammlung vom 21 12 1991 bei dei die KMT 71 Piozent dei Stim-
men und ubei 75 Piozent dei Sitze ei hielt, gestaikt,44 dennoch gelang es ihi
in den Folgemonaten nicht den Wideistand dei Anti-Hauptstiomungsgiuppe
gegen eine Dnektwahl des Piasident en45 und eine eihebliche Beschneidung
dei Kompetenzen des Regieiungschef s zu blechen 46 Doch auch eine Kom-
piomißempfehlung dei Planungsgiuppe fui die Veifassungsiefoim dei KMT
scheitelte Sie hatte voigeschlagen, den Piasidenten duich ein auftiagsge-
bundenes Wahlmanneisystem zu wählen was die Zustimmung Hao Po-ts uns
fand ohne von ihm als Schutt in Richtung auf ein piasidiales Regieiungssv-
stem geweitet zu weiden 4| Diesei Voischlag wuide jedoch von Li Teng-hui
mit dei Absicht toipedieit, diiekte Wahlen duich die Bevolkeiung duichzuset-
zen 4S Ei bestand daiauf, beide Optionen - Dnektwahl und auftiagsgebunde-
ne Wahl- im Maiz voi den Ständigen Ausschuß des ZEK dei KMT zu billigen
und piovozieite so eine heftige Ausemandeisetzung dei unteischiedhchen Fak-
tionen die letztlich damit endete daß die Fiage dei Gegenzeichnungsiechte
des Piemiei^ ebenso veitagt weiden mußte wie die Fiage cle^ Wahlmodu^ des
Präsidenten 4Q
4
°CY5P vom 279 1991 und 30 12 1991
44
 T zu h chou pao vom 27 12 1991
45In einem Bericht der Planungsgiuppe vom 21 9 1991 wai die Diiektwahl des Piasirlenten
duich die Bevölkerung noch eine Option gewesen Im Januai sprach sich die Planungsgiup-
pe dann fui eine auftiagsgebundene Wahl durch Wahlmannei nac.li ameiikamschem Voibild
aus Siehe GYJP vom 23 9 1991 und 3 l 1992
46
 Siehe CYJP vom 13 l 1992 und vom 19 l 1992
47FCJ IX 16 vom 10 3 1992 S 2 Hiei zeigt sich daß die Anti Hauptstiomungsgruppe
die m der Frage des Wahlmodus des Piasidenten nicht geschlossen auftiat (Li Huan wai
gegen eine Dnektwahl, Hao Po-ts un für eine auftiagsgebundene Wahl und Lin Yang-kang
fui eine Direktwahl duich die Bevölkerung), einheitlich fui ein parlamentarisches Regie-
rungssystem wai, denn sowohl Hao Po ts un als auch Lin Yang-kang sahen in einei auf-
tragsgebundenen Wahl bzw emei Dnektwahl, die die Legitimation des Präsidenten enorm
stärkt keinen Schutt in Richtung auf ein Prasichalsystern Siehe FCJ IX 17 vom 17 3 1992
S l
48Daß Li Teng hui darauf aus wai diiekte Wahlen duichzusetzen, winde Ende Maiz
nach dei Sitzung des 3 Plenums des ZEK deutlich Li Teng-hui außeite sich am 25
März voi KMT-Abgeordneten dei Nationalveisammlung dahingehend daß diiekte Wahlen
demokiatischer seien Siehe FCJ IX 21 vom 27 3 1992, & l
49Leng, Lin 1991, FCJ IX 18 vom 17 3 1992 S l Noch wahrend der Sitzung der Natio
nalveiSammlung kam es innerhalb dei KMT zu «eiteren heftigen AusemandeiSetzungen,
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Parallel zu diesem Konflikt innerhalb der KMT kam es im Verlauf des
Frühjahrs 1992 auch zu einem Schlagabtausch zwischen Nationalversamm-
lung und Legislativyuan, der bis heute andauert und die Ergebnisse der Ver-
fassungsreform maßgeblich beeinflussen sollte. Dadurch, daß die National-
versammlung als verfassimgsänderndes Organ das letzte Wort über die vor-
gelegten Vorschläge zur Verfassungsreform hatte, gelangte sie in eine Posi-
tion, die sie nutzte, um ihre Stellung im Regierungssystem auf Kosten des
Legislativyuan auszubauen - eine Absicht, der Li Teng-hui entgegenkommen
mußte, wollte er seine Vorstellungen durchsetzen. Um seine Pläne für eine
direkte Präsidentenwahl durchsetzen zu können, die ja eine der wichtigsten
Aufgaben der Nationah'ersammlung gewesen war und diese nun überflüssig zu
machen drohte, ging Li teilweise auf Forderungen der Nationalversammlung
ein, wie z.B. die Rechte der Gesetzesinitiative und des Referendums wieder-
zubeleben und das Amt eines ständigen Sprechers der Nationalversammlung
einzurichten. Dies mußte der Legislativyuan als Aufwertung der National-
versammlung auffassen und versuchte nun seinerseits durchzusetzen, daß die
Nationalversammlung abgeschafft wird und der Legislativyuan somit einziges
repräsentatives Organ der Republik China \vird.50
Ergebnis dieser vielfältigen Konflikte waren weitere acht von der National-
versammlung am 27. Mai 1992 beschlossene Ergänzende Verfassungsartikel,
welche die KMT mit ihrer Dreiviertelmehrheit gegen den \Viderstand der
DFP durchsetzte. Die Ergänzenden Artikel führten zu einer Stärkung der
Nationalversammlung und des Präsidenten auf Kosten des Legislativyuan,
des Kontrollyuan und des Vorsitzenden des Exekutivyuan, ohne jedoch die
Mängel der ursprünglichen Verfassung \vie die fehlende Austarierung der Ver-
fassungsorgane, die konfliktträchtige Beziehung zwischen dem Legislativyuan
und dem Vorsitzenden des Exekutivyuaii sowie zwischen dem Präsidenten und
dem Vorsitzenden des Exekutivyuan zu beheben.51
Der Präsident erhält das Recht zur Ernennung der bisher indirekt
gewählten Mitglieder des Kontrollyuan, der die Nationalversammlung noch
zustimmen muß (Art. 15 ErgArt). Der Kontrollyuan, der durch die ihm entzo-
gene demokratische Legitimierung zu einer Art Justizorgan umgeformt wurde,
die erst Anfang Mai beigelegt werden konnten. Siehe FCJ IX:26 vom 17.4.1992, S. 2, IX:27
vom 24.4.1992, S. l sowie IX:32 vom 8.5.1992, S. 1.
50
 Zum Konflikt zwischen Nationalversammlung und Legislativyuan siehe CYJP vom
4.1.1992, vom 14.1.1992 (Nationalversammlung verlangt, eine Etatkommission einzurich-
ten, um den Legislativyuan kontrollieren zu können), vom 19.1.1992 (Stellungnahme der
KMT-Parteizentrale gegen die Rechte der Initiative und des Referendums der Nationalver-
sammlung), vom 21.1.1992 (der Legislativyuan verlangt die Abschaffung der Nationalver-
sammlung und die Übernahme der Kontrollrechte des Kontrollyuan) und vom 23.1.1993
(die Mehrheit der KMT-Abgeordneten der Nationalversammlung spricht sich für eine Re-
aktivierung der beiden Rechte der Initiative und des Referendums aus).
51
 Eine deutsche Übersetzung der Ergänzenden Artikel findet sich bei Heuser 1993, S.
669-671. Vgl. auch Chiu Hungdah 1993.
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verliert zudem das Recht der Zustimmung bei Ernennungen von Mitgliedern
des Judikativ- und det, Prufungsyuan, das nun ebenfalls an die Nationalver-
sammlung übertragen wird (Art 13, 14 ErgArt) Diese erhalt zusätzlich das
Recht, jährlich zu tagen (Art 11 ErgArt) Ihre Sitzungspeilocle wird, ebenso
wie die des Präsidenten, von sechs auf vier Jahre reduziert Dei Piasident, der
„vom ganzen Volk der freien Gebiete gewählt'' werden soll, wird zudem ver-
pflichtet, der Nationalversammlung einen Bericht zui Lage dei Nation vorzule-
gen Der Modub der Präsidentenwahl sollte bis zum 20 Mai 1995 entschieden
werden (Art 11, 12 ErgArt) Zur lokalen Selbstverwaltung wurde beschlossen,
daß der Prov mzgom erneur m Zukunft direkt vom Volk zu wählen sei (Art 17
ErgArt) Daiubei hinaus wurden noch der Umwelt- und Minderheitenschutz,
die Gleichberechtigung der Geschlechter sowie die Gesundheitsfürsorge als Zie-
le staatlicher Wirtschafts- und Sozialpolitik aufgenommen (Art 18 ErgArt)
Da entscheidende Probleme der Verfassungsstruktur, die schon auf der
Konferenz für Nationale Angelegenheiten im Jahre 1990 diskutiert worden
waren, in dieser zweiten Phase dei Verfassungsreform nicht gelost werden
konnten, gingen die Auseinandersetzungen zwischen den und innerhalb dei
Parteien unvermindert weiter Als entscheidend fui den Ausgang der dritten
Phase hat dabei die sukzessive Schwächung clei Anti-Hauptstromungsgruppe
clei K M T in den Jahren 1992 bis 1994 zu gellen, die ihr die Möglichkeit nahm,
ihie Voistellungen von einem parlamentarischen RegieiungssAstem über die
Stärkung des Kabinetts durchzusetzen 5J Immei enger mit diesen Fragen ver-
bunden war in diesem Zeitraum zudem die Frage der nationalen Identität der
Taiwanesen Die Polarisierung zwischen dei Hauptstromungsgruppe, die als
eher taiwanesisch orientiert gilt, und dei auf einer Wiedervereinigung mit dem
Festland bestehenden Anti-Hauptstromungsgruppe der KMT führte im Au-
gust 1993 unter der Fuhrung Chao Shao-k'angs und Wang Chien-hsuans zum
Austritt emei Reihe von jungen Festlandern dei zweiten Generation aus der
KMT und zur Gründung der Neuen Paitei Chinas (China New Party, CNP) 53
Ihren Höhepunkt erreichte diese Entwicklung dann im Herbst 1995, als zwei
altere Vertreter der Anti-Hauptstromungsgiuppe und stellvertretende Partei-
vorsitzende - Lin Yang-kang und Hao Po-ts'un - sich drei Monate nach ihrer
Niederlage in der Frage der Nomimerung des Präsidentschaftskandidaten auf
dem 14 Parteitag der KMT entschlossen, als unabhängige Kandidaten für
die Präsidentschaft gegen Li Teng-hui anzutreten, was im Dezembei zur Sus-
pendierung ihrer Parteimitgliedschaft für ein Jahr führte. Wie eng zu diesem
Zeitpunkt bereits die Frage der Verfa&sungsreform mit der Frage der natio-
nalen Identität verbunden war, verdeutlichen die Äußerungen Hao Po-ts'uns,
52Ein Schlusseleieignis in diesei Auseinandersetzung ist die Weigeiung Hao Po-ts'uns,
anläßlich dei konstituierenden Sitzung des im Dezembei 1992 neu gewählten Legislativyuan
zurückzutreten Siehe FCJ X 9 vom 5 2 1993, S l
53FCJ X 55 vom 27 8 1993, S l
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der Li Teng-hui wegen dessen Befürwortung einer Stärkung des Präsidenten
und seiner Chinapolitik als Diktator und Landesverräter bezeichnet hatte.54
Die dritte Phase der Verfassungsreform
Die Auseinandersetzungen der Jahre 1993 und 1994 unterscheiden sich in-
haltlich von denen aus dem Frühjahr 1992 nur dadurch, daß Teile der
Anti-Hauptströmungsgruppe nach erfolglosen Versuchen, die Direktwahl des
Präsidenten zu verhindern,55 dieser Forderung zwar entgegenkamen, gleich-
zeitig aber darauf bestanden, daß dies nicht der Einführung eines präsidialen
Systems gleichkomme.56 Wiederholt wurde in diesem Kontext auch betont,
daß es unbedingt notwendig sei, vor einer Entscheidung über die Frage der
Präsidentenwahl sich zuerst festzulegen, ob man denn nun ein präsidiales oder
ein parlamentarisches Regierungssystem anstrebe.5' Lediglich in der Frage
der Beteiligung von im Ausland lebenden Bürgern der Republik China an
den Wahlen konnte die Anti-Hauptströmungsgruppe noch einen Teilerfolg er-
ringen und ihre Forderung, dies zu ermöglichen, durchsetzen.58
Nach zähen und zum Teil tumultuösen Sitzungen der Nationalver-
sammlung setzte die Hauptströmungsgruppe der K M T ihre Pläne für
die dritte Phase der Verfassungsreform gegen den Widerstand der Anti-
Hauptströmungsgruppe und der DFP, der letztlich nichts anderes übrigblieb,
als die Sitzungen der Nationalversammlung unter Protest zu verlassen, durch.
So verabschiedete die Nationalversammlung am 29. Juli 1994 zehn neue
Ergänzungsartikel zur Verfassung, in denen die 18 Ergänzungsartikel .der Jah-
re 1991 und 1992 aufgingen.59
Die Nationalversammlung wurde in der dritten Phase der Reform erneut
gestärkt. Zusätzlich zu den Bestimmungen der Jahre 1991 und 1992 wurde
ihr das Recht zugesprochen, einen ständigen Sprecher und Vizesprecher zu
wählen, der im Falle eines Amtsenthebungsverfahrens gegen den Präsidenten
54FCJ XIL44 vom 17.11.1995, S. l sowie FCJ XII:48 vom 15.12.1995, S. 1. Bereits am
28. August 1995 äußerte Hao Po-ts'un in einem Interview, welches der Autor und Gunter
Schubert mit ihm führten, diese Vorwürfe.
55So im Januar 1994 Kuan Chung und Hu Fo, siehe FCJ XI:4 vom 28.1.1994, S. 1.
66Siehe FCJ X:70 vom 10.12.1993, S. 1.
'·" Vergleiche hierzu die Forderung der GNP zur Verfassungsreform. Siehe Fu K'un-ch'eng
1994, S. 5. Hier gibt Fu nicht nur der Forderung nach, den Präsidenten direkt zu wählen,
sondern gesteht auch der Nationalversammlung zu, daß sie einen Sprecher wählen dürfe, und
konzidiert Anpassungen des Gegenzeichnungsrechts des Vorsitzenden des Exekutivyuan. Er
beharrt jedoch auf den Forderungen, das Kabinett zu stärken, die Legislaturperiode des
Legislativyuan auf vier Jahre zu erweitern, Möglichkeiten einzurichten, den Präsidenten
zur Verantwortung zu ziehen und der Nationalversammlung keine legislativen Kompetenzen
zuzugestehen. FCJ XI:18 vom 13.5.1994, S. 7 sowie XI:19 vom 20.5.1994, S. 7.
58FCJ XI:16 vom 29.4.1994, S. l und 2, FCJ XI:19 vom 20.5.1994, S. 2 sowie Kuo-hui
shuang-chou-k'an vom 24.4.1994, S. 24-25.
59FCJ XI:17 vom 6.5.1994, XI:18 vom 13.5.1994, XL19 vom 20.5.1994 und XL30 vom
5.8.1994; Nieh 1994. Den Text der Ergänzungsartikel siehe CYJP vom 30.7.1994.
28 Axel Schneider
die NationalveiSammlung unabhängig von der Zustimmung des Legislativyu-
an zu einer Sitzung einberufen kann (Art l Abs 6) Zudem erhalt die
Nationalversammlung das Recht, über alle Belange, die ihre innere Organisa-
tion betreifen, selbst zu entscheiden (Art l Abs 8)
Die Wahl des Präsidenten erfolgt nun direkt durch die Bevölkerung mit
einfacher Mehrheit (Art 2 Abs 1) Zur Abberufung durch die National-
versammlung ist ein Antrag von mindestens 25 Prozent aller Abgeordneten
notwendig, der dann von zwei Dritteln aller Abgeordneten angenommen und
letztlich von mehr als 50 Prozent der Wähler in einem Volksentscheid bestätigt
weiden muß (Art 2 Abs 6)
Der Vorsitzende des Exekutivvuan \^erlieit sein Gegenzeichnungsiecht in
Personalfragen und muß dann zurücktreten, wenn dei vom Präsidenten be-
nannte neue Kandidat vom Legislativyuan akzeptiert wuide (Alt 2 Abs 2)
Diese Regelung verhindert eine Wiedeiholung dei Kabinettskuse anläßlich der
Rucktrittsweigerung Hao Po-ts'uns Anfang 1993 und wird durch die Verfas-
sungsinterpretation Ni 387 der Rats der Obersten Richter vom 13 Oktober
lc)95 ergänzt, die besagt, daß der Voisitzencle des Exekutivyuan und das Ka-
binett nach einer Neuwahl des Legislativyuan zurucktieten mussen 60
Letztlich ist noch zu erwähnen, daß die geplante Anpassung dei Amts-
dauer des Präsidenten und der Legislaturperiode des Legislativ^ uan aufgrund
des Widerstands der Nationalversammlung nicht in die Ergänzenden Aitikel
aufgenommen wuide
Bewertung de/ Ergebnisse dei Verfassungstefoi m
Wie eingangs dargestellt, war die Verfassung von 1947 durch ein Mischsj-
stem mit überwiegend parlamentarischen Zügen gekennzeichnet Duich ehe
lange Geltung der Vorläufigen Regelungen auf Taiwan hatte sich jedoch ei-
ne Verfassungspraxis etabliert, die eindeutig präsidiale Zuge trug Nach dei
Aufhebung der Vorläufigen Regelungen im Jahre 1991 trat - zumindest cle
jure - die ursprungliche Verfassungsordnung über Nacht wieder in Kraft Die
Verantwortlichen sahen sich vor die schwierige Aufgabe gestellt, eingebunden
in ein Geflecht unterschiedlichster politischer, gesellschaftlicher und außenpo-
litischer Interessen und Zwange eine Losung der 1990 manifest gewordenen
Verfassungskrise zu erarbeiten und ein m sich konsistentes und funktionales
Regierungssystem zu entwerfen, welches auf breite gesellschaftliche Akzeptanz
stoßt und die Demokratisierung Taiwans befordert *
Grundsatzlich ist jedoch festzustellen, daß die Probleme der Verfassungs-
struktur von 1947 durch die drei Stufen der Veifassungsreform nicht nur nicht
behoben, sondern sogar noch verschärft wurden Es gelang zwar, die Blockade
der zentralen Vertretungsorgane aufzuheben, indem die Beschrankungen der
Vorlaufigen Regelungen abgeschafft und demokratische Wahlen durchgeführt
60Siehe FCJ XII 40 vom 20 10 1995, S 2
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wuiden, ein Aspekt, dessen Bedeutung fui die Legitimität des gesamten politi-
schen Systems, dei Republik China auf Taiwan nicht unteischatzt weiden claif
Doch ist das lefoimieite Veifassungssystem cluich eine Vielzahl von Widei-
spruchen und Ungeieimtheiten gekennzeichnet, die es alt, höchst kusenanfällig
ei scheinen lassen und eine erneute, vieite Phase dei Veifassung^ieform außei^t
wahischeinhch machen bl
Schaubild 5: Verfassungsstruktur nach der dritten Stufe der Ver-
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Das in Schaubild 5 skizzieite Verfassungssystem ist m seinen Giundzugen
wedei piasidial noch pailamentarisch, sondein em Mischsystem, das jedoch
auch nicht als ein semi-piasidiales wie in Frankieich bezeichnet weiden kann b"
Ein piasidiales Veifassungssystem, das auf striktei Gewaltenteilung und
wechselseitiger Macht begienzung duich „checks and balances" zwischen
Piasident und Legislative basieit, hegt in Taiwan eindeutig nicht voi da dei
Piasident trotz seinei lealen, histonsch gewachsenen Machtstellung, die nicht
zuletzt duich die Peisonalumon dei Amtei des Präsidenten und des Paiteivoi-
sitzenden dei KMT begiundet ist, de juie ubei nur geringe exekutive Kom-
61FC J XIII 10 vom 15 3 1996, S 4
62Siehe hierzu auch Schubeit 1995, S 55-67, Trankrnann 1995
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petenzen verfugt Er kann weder gegen Gesetze des Legislativyuan ein Veto
einlegen, wie dies im ameiikamschen System der Fall ist, noch veifugt er über
die Möglichkeit, selbst initiativ tatig zu werden, wodurch sich ein krasser Wi-
derspruch zwischen seiner direkten demokratischen Legitimieiung und seinen
geringen verfassungsrechtlichen Kompetenzen ergibt Hinzu kommt, daß der
jetzt direkt gewählte Präsident duich die hohen Anforderungen an ein Amts-
enthebungsverfahren praktisch nicht abzusetzen ist, was als Veistoß gegen das
demokratietheoretisch wichtige Prinzip der Verantwortlichkeit zu werten ist
Ebenso fragwürdig ist die Entmachtung des bisher demokratisch legitimier-
ten Kontrollyuan Zwar ist der Piasident bei der Ernennung der Beamten
des Kontrollyuan auf die Zustimmung der Nationalversammlung angewiesen,
doch ändert dies nichts daran, daß die Ernennung der Kontrolleure durch den
zu Kontrollierenden ein Veistoß gegen Grundprinzipien dei modernen Verfas-
sungstheorie ist
Ein parlamentansches System, in dem die Staatsge\valt ausschließlich vom
Parlament ausgeht, dem das Kabinett im Regelfall angehoit und dem es
auch verantwortlich ist, liegt jedoch ebensowenig voi, da dei Vorsitzende des
Exekutiv) uan dem Legislativyuan nur sehr bedingt Λ erantworthch ist Der
Legislativyuan verfugt zwar über die Möglichkeit, Handlungen dei Exekuti-
ve zurückzuweisen und eine Korrektur derselben zu verlangen, jedoch kann
er den Vorsitzenden des Exekutiv\uan nicht - etwa durch ein konstruktives
Mißtrauensvotum - zum Rucktritt zwingen Auch λ erfugt dei Vorsitzende
des Exekutivyuan ubei keine Möglichkeit, den Legislativyuan aufzulösen und
Neuwahlen zu erzwingen, um so die Übereinstimmung zwischen Exekutive
und Legislative wiederherzustellen Die durch die Verfassungsreform vorge-
nommenen Veränderungen haben an diesem Sachverhalt grundlegend nichts
geändert Zwar wurde die Macht des Regierungschefs durch die Reduzierung
seiner Gegenzeichnungsrechte und ehe Bindung seiner Amtszeit an die Legis-
laturperiode des Legislativyuan beschnitten und die Stellung des Präsidenten
durch die Einführung der Direktwahl sowie erweiterte Nomimerungsrechte
ausgebaut, doch hat dies die Spaltung des Verfassungssvstems in zwei un-
abhängig legitimierte Machtblocke eher noch veistarkt, da keinerlei funktio-
nale Verflechtungen zwischen Präsident, Regierungschef und Legislativyuan
vorgenommen wurden Auch im Bereich der Reprasentatnorgane ist eine
duale Struktur de& Verfassungssystems zu konstatieren Durch den Ausbau
der Machtstellung der Nationalversammlung kam es, wie oben geschildert,
zum Konflikt mit dem Legislativyuan, der nicht zu Unrecht in diesen Refor-
men einen Angriff auf seine Stellung als einziges Legislativorgan vermutete
Als besonders problematisch erweist sich das ungeklärte Verhältnis zwi-
schen Präsident, Regierungschef und Legislativyuan Für den Fall, daß die
Mehrheitsfraktion im Legislativyuan einer anderen Partei zugehört als der
Präsident, sind ernste Verfassungskrisen voi programmiert, da der Präsident
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de juie kaum ubei Möglichkeiten veifugt, seine politischen Auffassungen und
Ziele dmchzusetzen Ei mußte dann einen Voisitzenden des Exekutivvuan
ei nennen, dei auf die Zustimmung dei Mehiheit im Legislativvuan angewie-
sen und diesem folglich politisch veipflichtet \vaie Gleichzeitig veifugt dei
Piasident abei duich sein Recht clei Beamteneinennung ohne Zustimmung
des Regieiungschefs ubei peisonalpohtische Mittel, die ei in Zusammenaibeit
mit clei Nationalveisammlung gegen diesen und den Legislativyuan nutzen
konnte, um die Reglet ungspohttk zu toipedieien Besondeis piekai waie ei-
ne solche Konstellation - die aufgiund dei heute sehr knappen Mehiheit dei
KMT im Ende 19% neu gewählten Legislativjuan63 beieits in gieifbaiei Nahe
ist - zusatzlich daduich, daß sowohl dei Piasident als auch dei Legislatn^uan
dnekt demokiatisch gewählt sind und folglich keine Hieiaichie dei Legitimität
gegeben ist, welche die Kuse losen helfen konnte
Eine Möglichkeit, die&e Frontstellung von Piasident und Nationalvei-
sammlung gegen die Voisitzenden des Exekutn- und Legislativvuan auf-
zulösen, w aie die Einfühlung eines am französischen Voibilcl orientleiten semi-
piasidialen Systems gewesen, in dem dei Piemieimimstei emeiseits dem Pai-
lament veiantwoitlich ist und dementspiechend auch durch ein konstiuktives
Mißtiauensvotum gestützt weiden kann und andeieiseits ubei den Mmistenat
und das Punzip clei Cohabitation zui Zusammenaibeit mit dem Piasidenten
veipflichtet ist Eine Konfliktstellung zwischen Piasident und Voisitzendem
des Exekutn juan wie sie momentan m Taiwan möglich ist, konnte so aus-
geschlossen weiden 64 Letztlich abei konnte odei wollte sich niemand fui
diesen Weg und eine klaie Festlegung des neuen Regieiungssystems entschei-
den, was zu dei jetzigen veifassungsiechthch höchst unbefriedigenden Situa-
tion gefuhrt hat, die weitete Veiandeiungen notwendig macht und nicht zui
Stabilisieiung des politischen Svstems beitiagt 65
63Siehe FCJ XII 47 vom 8 12 1995 S l Die KMT erhielt in diesen Wahlen mit 46 06
Prozent dei Stimmen 85 von 164 Sitzen was angesichts dei mangelhaften Fiaktionsdiszi-
phn in den Reihen dei KMT eine außeist knappe Mehrheit ist So zeigte sich anlaßlich der
Wahlen des, Spiechers des Legislativvuan, bei denen die KMT eist im dritten Wahlgang
ihien Kandidaten mit nui l Stimme Mehiheit gegen Shih Mmg te den Kandidaten und
damaligem Voisitzenden dei DFP, duichsetzen konnte daß der zukunftige Voisitzende des
Exekutivvuan, dei nach dei Inauguiation des am 23 Mai z neu gewählten Piasidenten im
Mai 1996 benannt weiden wild, sich auf wechselnde Mehiheiten einstellen muß und sich
dei Unteistutzung dei KMT-Fiaktion langst nicht mehr so sicher sein kann nie in dei Ver
gangenheit Kurz nach dei Wahl im Dezember wurden dann auch Gespiache zwischen dei
CNP und der DFP mit dem Ziel gefühlt eine Zusammenarbeit im Legislativyuan gegen die
KMT zu etabheien Siehe FCJ XII 49 vom 22 12 1995 S l Dem begegnete Li Teng hui
im Februai 1996 mit Überlegungen Oppositionsmitgheder ms Kabinett zu berufen Pies
Semitteilung dei China News Agency , New Cabmet Ma> Have Opposition Figuies Lee"
vom 23 2 1996 URL http / /www taipei org/teco/cicc/news/weeknews htm/E-02 23 zip
MVgl hierzu Trankmann 1995, S 93-94
65Daß deiaitige Überlegungen in einem der fuhrenden „Thmk Tanks" angestellt weiden,
zeigt die Veioffentlichung von Yao Chih kang 1994
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4 Schlußbetraclituiig
Abschließend ist noch die Frage zu beantworten, welche Faktoren die Entste-
hung eines in sich konsistenten Verfassungssystems •\erhmdeit haben und was
dies über die Rahmenbedingungen des gegenwartigen politischen Systems so-
wie den Handlungsspielraum und -honzont der politischen Akteure in Taiwan
aussagt
Die Darstellung des Prozesses der Verfassungsreform hat deutlich gemacht,
daß eine Reihe von Faktoren zu den konstatieiten Ergebnissen gefuhrt hat·06
1) der Kampf um die politische Macht, 2) das Verhältnis zur VR China, 3)
die Frage dei nationalen Identität dei Bevölkerung Taiwans, 4) die politi-
sche Identität der KMT, 5) der sukzessive und konfliktreiche Übergang von
einer charismatischen zu einer legalen Herischaftsform, der keineswegs als ab-
geschlossen gelten kann und der durch die untergeoidnete Stellung positiven
Rechts m China noch erschwert wird
Die wichtigsten Faktoren für das konkrete Ergebnis der Verfassungsreform
sind die Auseinandersetzungen inneihalb der KMT und zwischen den Parteien
sowie das Verhältnis zur VR China Die Plane für ein zukunftiges Veifassungs-
svstem waren von Beginn an nicht durch Grundsatzentscheidungen über das
normativ Gewollte geprägt, sonclein spiegelten politische Kräfteverhältnisse
widei Das Ergebnis dei Verfassungsreform zeigt deutlich, daß es sich hierbei
um einen Kompromiß des politisch gerade Duichsetzbaien handelt
Die frühe Festlegung der KMT, die Funf-Gewaltenverfassung nicht anzuta-
sten, ist eine Entscheidung, die einerseits Fiagen der politischen Identität und
Legitimität dei KMT berührt, andererseits aber auch im Hinblick auf mögliche
festländische Reaktionen getroffen wurde Die formale Wahiung der Verfas-
sungsstruktur von 1947 ist Symbol der rechtlichen Kontinuität (fa-t\ing) der
gesamtchinesischen Republik im Gegensatz zum Erlaß einer neuen Verfassung,
die von der innerparteilichen Opposition m der KMT wie von VR China als
Symbol für eine Unabhängigkeit Taiwans gewertet worden wäre Darüber
hinaus sind die Beibehaltung der Drei Volksprmzipien in der Präambel der
Verfassung und die Forderung der Anti-Hauptstromungsgruppe,6' die politi-
sche Rolle der Drei Volksprinzipien zu starken bei gleichzeitiger praktischer
Entkraftung ihrer Funktion im Erziehungswesen durch die Regierung ein In-
diz für parteiinterne Auseinandersetzungen um die politische Identität der
KMT Hiermit war ein Handlungsspielraum vorgegeben, der nun zusätzlich
innenpolitisch eingeengt wurde Wahrend die DFP auf der einen Seite ein
präsidiales Drei-Gewaltensystem und damit Direktwahlen des Präsidenten for-
derte, wandte sich die innerparteiliche Opposition gegen Plane zur Stärkung
66Siehe hieizu die Arbeiten von Schubeit 1995. Tiankmann 1995, Lasais 1992, Lasars
1993, Chiu Hungdah, 1993
67huo-shih p'ing-lun 13 vom 15 7 1993, S 4-8
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der Machtstellung des Präsidenten und forderte die Rückkehr zum Kabinett-
system, wie es ursprünglich in der Verfassung von 1947 verankert worden war.
Die konkurrierenden Zwänge des problematischen Verhältnisses zur VR
China und der innenpolitischen Machtkämpfe, in denen Li Teng-hui gefangen
war, trieben ihn letztlich zu einer Politik des „Sowohl-als-auch": Einerseits
drängte er auf eine Stärkung des Präsidenten, um sich im Machtkampf be-
haupten zu können, andererseits mußte er - zumindest in den Jahren 1990 bis
1992 - Rücksicht auf die innerparteiliche Opposition nehmen und durfte auch
nicht in Verdacht geraten, die taiwanesische Unabhängigkeit anzustreben. So
war selbst die Alternative, die der Verfassung von 1947 am nähesten stand,
nämlich die Einführung eines semipräsidalen Systems nach französischem Mu-
ster, für ihn nicht gangbar, da sie einen zu weitreichenden Eingriff in die beste-
hende Verfassung dargestellt hätte. Auch die Stärkung der Nationalversamm-
lung bei gleichzeitiger Schwächung des Vorsitzenden des Exekutivyuan erklärt
sich aus den politischen Konstellationen der letzten Jahre. Um seine Reform-
pläne durchsetzen zu können, war Li Teng-hui auf die Nationalversammlung
angewiesen und erkaufte sich ihre Kooperation mit verfassungsrechtlich kaum
nachvollziehbaren Konzessionen, welche die Spaltung des Regierungssystems
noch weiter vorantrieben. Da sich zudem die Position des Regierungschefs
während der ersten beiden Phasen der Verfassungsreform in den Händen der
Anti-Hauptströmungsgruppe befand (Li Huan, Hao Po-ts'un) und Li Teng-
hui ein präsidiales System anstrebte, konnte er zwar eine Schwächung des
Vorsitzenden des Exekutivyuan durchsetzen, war aber bisher nicht in der La-
ge, verfassungsrechtlich an seiner Stellung als höchstem Exekutivorgan des
Staates substantiell etwas ändern zu können.
Aufs engste mit dem problematischen Verhältnis zur VR China verknüpft
ist die Frage der „nationalen" bzw. „ethnischen"68 Identität der Taiwanesen,
die in den letzten Jahren eine immer wichtigere Rolle spielt. Li Teng-hui
68Die Termini „national" (min-tsu) und „ethnisch" (tsu-ch'ün) sind hier Quellentermini,
da sie im taiwanesischen Diskurs von unterschiedlichen politischen Kräften verwandt wer-
den, allerdings ohne definiert zu werden. Eine Übernahme als wissenschaftliche Termini
erscheint mir ungerechtfertigt, solange sie nicht inhaltlich klar umrissen und von der poli-
tischen Verwendung im taiwanesischen Diskurs abgegrenzt werden. Ansonsten entstünde
der Eindruck, durch die Übernahme letztlich politischer Kampfbegriffe in die eigene, wis-
senschaftliche Sprache implizit für eine der Seiten in der taiwanesischen Auseinanderset-
zung Stellung zu beziehen. Dies gilt ebenso für die häufig verwandte Bezeichnung der
Anti-Hauptströmungsgruppe als „konservativ". In den wenigsten Fällen wird dabei deut-
lich gemacht, was darunter zu verstehen sei. Zumeist definiert sich „konservativ" nur
aus der china-orientierten Gegnerschaft zu Li Teng-hui, der dadurch implizit als nicht-
'"konservativ", i.e. „fortschrittlich" und „demokratisch" bezeichnet wird. Auch hierbei be-
steht die Gefahr, daß der Eindruck der Parteinahme entsteht. Eine auch nur oberflächliche
Analyse der in der GNP vertretenen Positionen zeigt, daß hier höchst heterogene Kräfte
versammelt sind, die zum Teil - im Falle Chao Shao-k'angs ist dies besonders deutlich - zu
den innerparteilichen Vorreitern der Demokratisierung zählen, eine Position, die wohl kaum
als „konservativ" bezeichnet, werden kann.
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vertritt hier eine pragmatische Position, die sich in einer flexiblen Außenpoli-
tik und der Aufgabe des Alleinvertretungsanspruchs manifestierte und in den
letzten zwei Jahren immer deutlichei eine Erweiterung des außenpolitischen
Spielraums der Republik China auf Taiwan anstrebt, ein Ziel, das - wie dei
Besuch Li Teng-huis in den USA im Juni 1995 zeigt - partiell bereits rea-
lisiert werden konnte Die Direktwahl des Präsidenten ist mnenpohtischei
Ausdruck dieser Entwicklung, da im Gegensatz zum früheren Wahlmodus der
Präsident heute nur noch λ οη der Be\ olkerung Taiwans bestimmt wird und
auch auf Zusätze verzichtet wurde, die, wie im Falle dei das ganze Land re-
präsentierenden Abgeoiclneten, in den zentralen Vertietungsorganen geeignet
waren, einen gesamtchinesischen Schein aufrechtzuerhalten
Die o g Konstellationen führten so zwar kurzfristig zu politisch oppor-
tunen Veränderungen des Regieiungssystems, haben aber Taiwan heute eine
Verfassungsstruktur beschert, die höchst kiisenanfallig ist und daher wohl
kaum dab letzte Woit sein wird Welche weiteren Anpassungen dei Verfas-
sung zukunftig möglich sein werden, hangt dabei nicht zuletzt von den Mehr-
heitsverhaltnissen in der Nationaheisammlung ab, in der die K M T nach den
Wahlen vom 23 März 19Q6 ubei keine veifassungsanclernde Mehrheit mein
veifugt
Doch wäre es m E zu einseitig, ehe Entwicklung der \'eifassungsiefoim
in Taiwan ausschließlich untei dem Gesichtspunkt der Machherhaltnisse
und -kämpfe zu betrachten Legt man die Webersche Unterscheidung zwi-
schen traditioneller, charismatischer und legalei Herrschaft zugrunde und
berücksichtigt man die grundlegend untei schiedlich e Aufgabe chinesischei
Verfassungen in diesem Jahrhundert,09 dann erscheint der Prozeß der letz-
ten Jahre in einem ganz anderen Licht Es zeigt sich, daß es den taiwanesi-
schen Politikern trotz allei Empfehlungen taiwanesischei Politikwissenschaft-
ler, Grundsatzentscheidungen über das angestrebte Verfassungssystem an den
Anfang der Reformbemuhungen zu stellen, bis heute nicht gelungen ist, sich
von der überragenden Rolle einzelner, charismatischer FuhreiPersönlichkeiten
zu losen, die jenseits positn-rechtlicher Bestimmungen über mfoimelle Kanäle
die Richtlinien der Politik bestimmen Aus diesem Blickwinkel betrachtet, ist
der in Taiwan weithin beklagte Mangel an Grundkonsens über Verfassungs-
fragen ein Indiz für ein Pioblem, das viel fundamentalei ist und weitreichen-
dere Konsequenzen hat als die Inkonsistenz des jetzigen Verfassungssystem,
nämlich die immer noch untergeordnete Stellung der Verfassung als Grund-
satztext, der jenseits politischer Machtkampfe die Normen und Parameter des
politischen Systems definiert
Inwiefern die heute faktisch immer noch überragende Stellung des
Präsidenten in den nächsten Jahren über die Schwächung der informellen
69
 Siehe die einleitenden Ausführungen zur chinesischen Verfassungsgeschichte dieses Jahi-
hundeits Lasais 1993, S. 637-656. Nathan 1985, & 107-128
Die Verfassungsreform 35
Kanäle und die Stärkung positiven Rechts durch ein Verfassungssystem ein-
gegrenzt werden kann, das primär der Institutionalisierung und Kanalisierung
politischer Konflikte dient und nicht Gegenstand derselben ist, ist eine der ent-
scheidenden Zukunftsfragen in Taiwan. Letztlich wird sich daran erweisen, ob
Taiwan tatsächlich - wie anläßlich der Präsidentenwahlen in den internatio-
nalen Medien des öfteren hervorgehoben - ein Beispiel für die Universalität
westlich-demokratischer Werte und deren Anwendbarkeit auf die sogenannten
,,konfuzianischen" Gesellschaften Asiens ist.
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